
  1 von 1 

7891 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

 

Bericht 
des Finanzausschusses 

über den Beschluss des Nationalrates vom 30. Jänner 2008 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Normverbrauchsabgabegesetz und das Mineralölsteuergesetz 1995 geändert 
werden - Ökologisierungsgesetz 2007 (ÖkoG 2007) 

Durch den gegenständlichen Beschluss des Nationalrates werden die in den letzten Jahren verstärkt 
gesetzten Schritte zur Ökologisierung des Steuersystems fortgesetzt. Diese betreffen unter anderem die 
steuerliche Förderung biogener und schwefelfreier Kraftstoffe, die Anhebung der Mineralöl- und 
Energiesteuersätze und die Anreize zum Einbau von Partikelfiltern bei der Normverbrauchsabgabe. 
Die Normverbrauchsabgabe, die anlässlich der Anschaffung eines Kraftfahrzeuges zu entrichten ist, hat 
einen besonders hohen Lenkungseffekt. Um diesen zwecks Anschaffung umweltfreundlicher 
Kraftfahrzeuge zu erreichen, wird die Normverbrauchsabgabe durch den gegenständlichen Beschluss des 
Nationalrates um ein Bonus-Malus System in Abhängigkeit von den Schadstoff- und CO2-Emissionen 
ergänzt. Dies führt dazu, dass verbrauchs- und schadstoffarme Fahrzeuge einen Bonus erhalten, während 
stark umweltbelastende Kraftfahrzeuge mit einem Malus verteuert werden. 
Im Zuge der weiteren Ökologisierung des Mineralölsteuergesetzes wird durch den gegenständlichen 
Beschluss des Nationalrates für gekennzeichnetes Gasöl (sogenanntes Heizöl extra leicht) und dem 
entsprechenden Heizstoff eine Spreizung des Steuersatzes abhängig vom Schwefelgehalt analog zur 
Spreizung bei Benzin und Diesel eingeführt. Diese Regelung zielt auf die Schaffung eines steuerlichen 
Anreizes für den Einsatz umweltfreundlicher schwefelarmer gekennzeichneter Gasöle und Heizstoffe ab. 
Der Finanzausschuss hat den gegenständlichen Beschluss des Nationalrates in seiner Sitzung am 
12. Februar 2008 in Verhandlung genommen. 
Berichterstatter im Ausschuss war Bundesrat Wolfgang Schimböck. 
An der Debatte beteiligte sich Bundesrätin Elisabeth Kerschbaum. 
Zum Berichterstatter für das Plenum wurde Bundesrat Wolfgang Schimböck gewählt. 

Der Finanzausschuss stellt nach Beratung der Vorlage am 12. Februar 2008 mit Stimmenmehrheit den 
Antrag, gegen den vorliegenden Beschluss des Nationalrates keinen Einspruch zu erheben. 

Wien, 2008 02 12 

 Wolfgang Schimböck Johann Kraml 
 Berichterstatter Vorsitzender 


